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Sefeh- Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


„ 


(Nr. 10516.) Geſetz, betreffend die Erweiterung und Vervollſtändigung des Staatseiſenbahn⸗ 
netzes und die Beteiligung des Staates an zwei Privatunternehmungen ſowie 
an dem Baue von Kleinbahnen. Vom 25. Juni 1904. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: | 


SE 
Die Staatsregierung wird unter Genehmigung des beigedruckten Vertrags 
vom an 1903, betreffend den Übergang des Breslau-Warſchauer Eifen- 


bahnunternehmens auf den Staat, zur käuflichen Übernahme der Breslau-War⸗ 
ſchauer Eiſenbahn nach Maßgabe der Vertragsbeſtimmungen ermächtigt. 


SE 
Die Staatsregierung wird ermächtigt, nach Maßgabe des im § 1 ge⸗ 
dachten Vertrags den Umtauſch von: 
1. 4005 000 Mark Stammaktien der Breslau-Warſchauer Eiſenbahn in 
Staatsſchuldverſchreibungen der dreiprozentigen konſolidierten Anleihe 
Fun Betrage VOTE ee et 445 000 Mark 


herbeizuführen und zu dieſem Zwecke Staatsſchuldverſchreibungen 
der dreiprozentigen konſolidierten Anleihe zu dem Geſamtbetrage 
JJ anne. stay ee 4 049 500 Mark 
auszugeben. 
Geſetz⸗Samml. 1904. (Nr. 10516) 24 
Ausgegeben zu Berlin den 28. Juni 1904. 


We 


a 


§ 3. 
Die Staatsregierung wird ermächtigt, in Gemäßheit des im § 1 gedachten 
Vertrags: 

a) zur baren Zuzahlung: 

1. auf 13350 Stück Stammaktien der Breslau⸗Warſchauer Eiſen⸗ 

bahn die Summe von 191 305 Mark 50 Pf. 
2. auf 6675 Stück Stamm⸗Prioritäts⸗ 

aktien der Breslau⸗Warſchauer Eiſen⸗ 

hahn die Summe ven 121485 = — 

b) zu den vertragsmäßigen Abfindungen: 

1. an die Mitglieder des Aufſichtsrats der 

Breslau⸗Warſchauer Eiſenbahngeſell— 

ſchaft die Summe voeeron 32 00% 0 
2. an die Mitglieder der Direktion der 

Breslau⸗Warſchauer Eiſenbahngeſell— 

ſchäft die Sunne von 10500 - — . 

zu verwenden und 

I. zur Deckung der im § 3 unter a und p erforderlichen Mittel die Be- 
ſtände der Reſerve⸗, Erneuerungs⸗ uſw. Fonds der Breslau⸗Warſchauer 
Eiſenbahn, deren Höhe nach dem Abſchluſſe des Jahres 1902 
— 901431 Mark 8 Pf. betrug, ſobald dieſe Fonds dem Staate zu⸗ 
gefallen ſein werden, zu verwenden, 

II. die verbleibenden Reſtbeſtände der genannten Fonds in Anrechnung auf 
die der Staatsregierung bewilligten noch offenſtehenden Eiſenbahnkredite 
zu verwenden. 

SA. 


Der Finanzminiſter und der Minifter der öffentlichen Arbeiten werden 
ermächtigt, bei dem Umtauſche von Aktien in Staatsſchuldverſchreibungen, ſofern 
die Anzahl der eingereichten Stücke den nach dem mit der Direktion der Breslau⸗ 
Warſchauer Eiſenbahngeſellſchaft abgeſchloſſenen Vertrage für den Umtauſch maß⸗ 
gebenden Verhältniszahlen nicht entſpricht, die Ausgleichung des in Staatsſchuld⸗ 
verſchreibungen nicht darſtellbaren Überſchußbetrags durch Barzahlung zu bewirken, 
wobei der zu zahlende Betrag nach dem um ein Prozent verminderten Kurſe, 
welcher für Staatsſchuldverſchreibungen der dreiprozentigen konſolidierten Anleihe 
vor dem Tage des Umtauſches zuletzt an der Berliner Börſe bezahlt worden iſt, 
berechnet wird. 

5. 

Die Umwandlung der für die Aktien als Abfindung gegebenen Staats⸗ 
ſchuldverſchreibungen in Buchſchulden des Staates erfolgt gebührenfrei, wenn die 
Eintragung binnen einer vom Finanzminiſter feſtzuſetzenden Friſt bei der Haupt⸗ 
verwaltung der Staatsſchulden beantragt wird. 


eh En 


$ 6. 

Die Staatsregierung wird ermächtigt, an Stelle der noch nicht begebenen 
Prioritätsobligationen der Breslau⸗Warſchauer Eiſenbahn, ſoweit ſich die weitere 
Begebung als untunlich oder nach dem Ermeſſen des Finanzminiſters als un⸗ 
vorteilhaft erweiſen ſollte, nach Maßgabe des Bedürfniſſes für die ſtatutariſchen 
Verwendungszwecke Staatsſchuldverſchreibungen bis zu dem ſich auf 24000 Mark 
beziffernden Nennbetrage der Obligationen auszugeben. 


8 

Der Finanzminiſter und der Miniſter der öffentlichen Arbeiten werden 
ermächtigt, bei der Auflöſung der im § 1 genannten Geſellſchaft nach Maßgabe 
des daſelbſt bezeichneten Vertrags den Kaufpreis für den Erwerb der Bahn unter 
Verwendung der in den $$ 2 und 3 bewilligten Mittel zu zahlen oder auf die 
Staatskaſſe zu übernehmen. 

Der Finanzminiſter wird ferner ermächtigt, die bisher begebene Anleihe der 
Breslau⸗Warſchauer Eiſenbahn, ſoweit dieſe nicht inzwiſchen getilgt iſt, zur Rück⸗ 
zahlung zu kündigen, ſowie auch den Inhabern der Schuldverſchreibungen dieſer 
Anleihe die Rückzahlung der Schuldbeträge oder den Umtauſch gegen Staats⸗ 
ſchuldverſchreibungen anzubieten und die Bedingungen des Angebots feſtzuſetzen. 
Die hierzu erforderlichen Mittel ſind durch Verausgabung eines entſprechenden 
Betrags von Staatsſchuldverſchreibungen aufzubringen. 


§ 8. 
ber die Ausführung der im $ 7 getroffenen Beſtimmungen hat die 
Staatsregierung dem Landtage bei jedesmaliger Vorlage des Etats der Eifen- 
bahnverwaltung Rechenſchaft zu geben. 


9 9. 

Die Staatsregierung wird auf Grund des § 5 unter a des Geſetzes vom 
24. Februar 1850, betreffend die Verwaltung des Staatsſchuldenweſens und 
Bildung einer Staatsſchuldenkommiſſion (Geſetz-»Samml. S. 57), ermächtigt, die 
Verwaltung der Anleihekapitalien der Hauptverwaltung der Staatsſchulden zu 
übertragen. Die zur Tilgung eingelöſten oder angekauften Obligationen werden 
nach Vorſchrift des § 17 des bezeichneten Geſetzes vom 24. Februar 1850 ver 
nichtet und die Geldbeträge öffentlich bekannt gemacht. 


§ 10. 
Die Staatsregierung wird — zu Ib 10 dieſes Paragraphen zugleich unter 
Genehmigung der beigedruckten Verträge, und zwar: 
a) des Vertrags vom 4. Februar 1904 über den Ubergang der Privat⸗ 2 
anſchlußbahn vom Bahnhofe Senftenberg nach Meuroweiche auf den = 
2 


preußiſchen Staat, 
24” 


„ 


b) des Vertrags vom 13. Juli 1903 nebſt Nachtrag vom 9. März 1904 
über den Abergang der Privatanſchlußbahn von Meuroweiche bis 
Bahnhof Zſchipkau auf den preußiſchen Staat — 

ermächtigt: 

J. zur Herſtellung von Eiſenbahnen und zur Beſchaffung der 

für dieſe erforderlichen Betriebsmittel, und zwar: 

a) zum Bau einer Haupteiſenbahn von Sosnitza über Preiswitz 
nach Egerfeld die Summe vonn. 4 555 000 Mark, 

b) zum Baue von Nebeneiſenbahnen: 

J. von Gumbinnen nach Szittkehmen die Summe 


bon ß ee Se 4853 000 - 
2. von Kruglanken nach Marggrabowa die 3 
Sa r 4 643 000 °. 


3. von Vandsburg nach Terespol mit Abzweigung 
von Pruſt (Kreis Tuchel) nach Krone a. Br. 
DI e re a u 9 260 000 


von:: 8 4600000 - 
7. von Bentſchen nach Birnbaum die Summe 
bunu 8 3940000 » 


8. von Topper nach Meſeritz die Summe von 4 620 000 . 
9. von Regenwalde nach Wietſtock die Summe 


TS ra ee 404600 » 
10. von Senftenberg nach Zſchipkau die Summe 

EPI net a Bra Ana en 280000 = 
11. von Finſterwalde nach Luckau die Summe von 2680 000 „ 
12. von Kiel nach Holtenau die Summe von.. 1 800 000 
13. von Rendsburg nach Huſum die Summe von 5 127 000 


i!!!! reise Hera her Fre 3 420 000 » 

15. von Paderborn-Nord nach Lippſpringe die 
e e ee 885000 = 
Allendorf bei Battenberg die Summe von.. 4 695 000 


und Radevormwald die Summe von.. 5.143000 


„ 


Ubertrag .... 75 182 000 Mark 
19. von (Wengerohr) Wittlich nach Daun die 
FTC 8 216 000 -» 
20. von Fürſtenhauſen nach Gr. Roſſeln die 
ff 2178000 » 
21. von Malmedy nach der Reichsgrenze in der 
Richtung auf Stavelot die Summe von... 840000 » 
c) zur Beſchaffung von Betriebsmitteln die 
Summe vy); ! 14 348 000 


zuſammen .. . 100 764 000 Mark, 


II. zur Deckung der Mehrkoſten für den Bau 
der Eiſenbahnen: 
J. von Gleiwitz nach Emanuelſegen mit Abzweigung 
nach Antonienhütte die Summe von 
339 000 Mark, 
2. von Schweidnitz nach Charlotten— 
brunn die Summe von ..... 650 000 - 


zuſammen 989 000 Mark, 


III. zu nachſtehenden Bauausführungen und 
Beſchaffungen: 
1. für den Ausbau der Nebenbahnen: 
a) von Croſſen nach Eiſenberg die Summe von 
950 000 Mark, 
b) von Salzungen nach Vacha 
die Summe von 1872 000 
2. für die Herſtellung einer zweiten 
Haupteiſenbahn von Lehrte nach 
Wunstorf zur Ergänzung der 
Eiſenbahnanlagen zwiſchen dieſen 
Eiſenbahnſtationen die Summe 
In ee 26 267 000 = 
3. für die Herſtellung einer neuen 
Verbindung zwiſchen Aachen und 
Hergenrath zur Umgehung der 
Steilrampe bei Ronheide die 
S re 5405000 » 
4. für Betriebsmittel für die Bahnen 
unter III Ib, 2 und 3 die 


Summe won e 179000 » 
zuſammen . ... 36 284 000 Mark, 


Seite .... 138 037 000 Mark, 


== M8 


: Übertrag .. . . 138 037 000 Mark 
IV. für Einführung des ſtaatseigenen Betriebs 
auf der oberſchleſiſchen Schmalſpurbahn und den 
Erwerb der dem bisherigen Betriebsunternehmer 
gehörigen Anlagen und Betriebsmittel die Summe von 3 270 000 Mark, 


V. I. zur Beteiligung des Staates an dem 
Bau einer Eiſenbahn von Elmshorn 
nach Oldesloe durch Übernahme von 
400 000 Mark neuer Aktien die Summe 
Don ! 400 000 Mark, 

2. zur weiteren Beteiligung 
des Staates an dem Un- 
ternehmen des Oberhau— 
ſener Waſſerwerks durch 
Übernahme von 72 000 
Mark neuer Aktien die 


— 


Summe bens 108 000 „ 
zuſammen ... 508 000 =» 
VI. zur Förderung des Baues von Klein— 
bahnen die Summe doen 5000000 „ 


insgeſamt ... . 146 815 000 Mark 
zu verwenden. 

Über die Verwendung des Fonds zu VI wird dem Landtag alljährlich 
Rechenſchaft abgelegt werden. 

Mit der Ausführung der unter Nr. I litt. b 1 bis 9 und 11 bis 21 auf⸗ 
geführten Eiſenbahnen iſt erſt dann vorzugehen, wenn nachſtehende Bedingungen 
erfüllt ſind: 

A. Der geſamte zum Bau der Eiſenbahnen und deren Nebenanlagen nach 
Maßgabe der von dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten oder im Enteignungs⸗ 
verfahren feſtzuſtellenden Entwürfe erforderliche Grund und Boden iſt der Staats- 
regierung in dem Umfang, in welchem er nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
der Enteignung unterworfen iſt, unentgeltlich und laſtenfrei — der dauernd er⸗ 
forderliche zum Eigentum, der vorübergehend erforderliche zur Benutzung für die 
Zeit des Bedürfniſſes — zu überweiſen „oder es iſt die Erſtattung der ſämtlichen 
ſtaatsſeitig für deſſen Beſchaffung im Wege der freien Vereinbarung oder Ent⸗ 
eignung aufzuwendenden Koſten, einſchließlich aller Nebenentſchädigungen für 
Wirtſchaftserſchwerniſſe und ſonſtige Nachteile, in rechtsgültiger Form zu über⸗ 
nehmen und ſicherzuſtellen. 

Vorſtehende Verpflichtung erſtreckt ſich insbeſondere auch auf die unent 
geltliche und laſtenfreie Hergabe des für die Ausführung derjenigen Anlagen er⸗ 
forderlichen Grund und Bodens, deren Herſtellung dem Eiſenbahnunternehmer 


im öffentlichen Intereſſe oder im Intereſſe des benachbarten Grundei 


„ 


Grund geſetzlicher Beſtimmungen obliegt oder auferlegt wird. 
Zu den Grunderwerbskoſten für die unter 2, 3, 16 und 19 benannten 
Eiſenbahnen ſoll ſtaatsſeitig ein Zuſchuß gewährt werden und zwar: 
a) bei Nr. 2 (Kruglanken —Marggrabowa) dem Kreife Lötzen von 
50 000 Mark und dem Kreiſe Angerburg von 27 000 Mark, im 
e ß 77 000 Mark, 
b) bei Nr. 3 (Vandsburg-Terespol mit Abzweigung von 
Pruſt [Kreis Tuchel] nach Krone a. Br.) dem Land⸗ 
T 140 000 
e) bei Nr. 16 ([Erndtebrück! Raumland⸗Berleburg-Allen⸗ 
dorf bei Battenberg) dem Kreiſe Wittgenſtein von .. 95 000 


ganzen. 


d) bei Nr. 


19 ([Wengerohr] Wittlich Daun) dem Kreiſe 


r een. 146 000 
Von der Forderung der unentgeltlichen Hergabe des Grund und Bodens 


gentums auf 


(ütt. A Abſ. 1 und 2) iſt Abſtand zu nehmen, wenn von den Beteiligten in den 


mit ihnen wegen Ausführung der Linien abzuſchließenden Verträgen die Leiſtung 
einer unverzinslichen, nicht ruͤckzahlbaren Pauſchſumme in der nachſtehend für die 


einzelnen Bahnen 


bei N 

ei Mr. 
7 2 
2 2 
= ze 
s . 
= z 
5 2 
2 2 
2 s 
2 8 
2 2 
2 2 
s z 
2 
8 
s 8 
8 2 


angegebenen Höhe übernommen wird, und zwar: 


1 Gumbinnen —Szittkehmen) von 480 000 Mark, 


2 (Kruglanken—Marggrabowa) von 304 000 
3 Gandsburg — Terespol mit Abzweigung 
von Pruſt [Kreis Tuchel] nach Krone 


a. B on „ 621 000 
4 Gauerwitz-Reichsgrenze in der Richtung 

o 8... 551 000 
5 (Gubrau-Ölogau) vonn 188 000 
6 GHirſchberg i. Schl.-Lähn) von 333 000 
7 GBentſchen Birnbaum) voenn 232 000 
8 (Topper Meſeritz) vorn 337 000 
I Negenwalde-MWietftod) vonn 259 000 
11 Cinſterwalde Luckau) voetr n 275 000 
12 (Kiek Holtenau) von 1 088 000 
13 (Rendsburg-Huſum) voe n 939 000 
14 (Göttingen Bodenfelde) von.... 540 000 
15 (Paderborn-Nord—Lippfpringe) von ... 142 000 
16 ([Erndtebrück! Raumland-Berleburg — 

Allendorf bei W nn 305 000 

85 ipperfürth 

17 (unge Dbebrigge-Radedenm wa 

Sonn 8 622 000 


18 (Over Kall) vorn 400 000 


2 


—= 120 > 


bei Nr. 19 ([Wengerohr! Wittlich-Daun) von ... 184 000 Mark, 
20 (Fürſtenhauſen Groß -Roſſeln) von .... 335 000 
21 (Malmedy -Reichsgrenze in der Richtung 
Auf Stadel) ns 61000 = 


Bei Bemeſſung der Pauſchſummen zu Nr. 2 (Kruglanken —Marggrabowa), 


Für den Fall, daß als Beteiligte im Sinne des vorhergehenden Abſatzes (4) 
ausſchließlich Gemeindeverbände in Betracht kommen, iſt die Bedingung der un— 
entgeltlichen Hergabe des Grund und Bodens (litt. A Abſ. 1 und 2) bereits dann 
als erfüllt anzuſehen, wenn jeder der Gemeindeverbände ſich verpflichtet, entweder den 
innerhalb ſeines Bezirkes erforderlichen Grund und Boden nach Maßgabe der Beftim- 
mungen in Abſ. 1 und 2 unentgeltlich bereitzuſtellen, oder aber nach Maßgabe des 
Abſ. 4 diejenige Summe zu zahlen, die der Miniſter der öffentlichen Arbeiten 
nach Abſchluß der ausführlichen Vorarbeiten als auf den einzelnen Gemeinde— 
verband entfallenden Teilbetrag der Pauſchſumme feſtſetzen wird. 

B. Die Mitbenutzung der Chauſſeen und öffentlichen Wege iſt, ſoweit 
dies die Aufſichtsbehörde für zuläſſig erachtet, von den daran beteiligten Inter⸗ 
eſſenten unentgeltlich und ohne beſondere Entſchädigung für die Dauer des Be— 
ſtehens und Betriebs der Eiſenbahnen zu geſtatten. 

C. Für die unter Nr. 13 benannte Eiſenbahn von Rendsburg nach 
Huſum muß außerdem von den Beteiligten die Verpflichtung zur Leiſtung eines 
unverzinslichen, nicht rückzahlbaren Baukoſtenzuſchuſſes von 150 000 Mark für 
den Ausbau des Bahnhofs Huſum A in rechtsverbindlicher Form übernommen 
werden. 

SAL 

Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Deckung der zu den im 910 
unter I vorgeſehenen Bauausführungen und Beſchaffungen erforderlichen Mittel 
von 100 764 000 Mark: 

1. den Baukoſtenzuſchuß der Beteiligten gemäß § 10 C im Betrage 

e 150 000 Mark — Pf., 

2. die dem Staate zur freien Verfügung an⸗ 

heimgefallenen Fonds der durch das Geſetz 
vom 20. Mai 1902, betreffend die Er⸗ 
weiterung und Vervollſtändigung des Staats⸗ 
eiſenbahnnetzes und die Beteiligung des 
Staates an dem Baue von Kleinbahnen 
(Geſetz⸗Samml. S. 175), für den Staat er⸗ 
worbenen Kreisbahn Oſtrowo—Skalmierzyce 


Seite für ſich. 


„„ 


! Übertrag .... 150 000 Mark — Pf. 
und des Eiſenberg-Croſſener Eiſenbahnunter 
nehmens im Betrage von mindeſtens ..... e = AB 


nommenen Aktien dieſer Bahn (vgl. § 2 
Nr. 1 des Geſetzes vom 9. März 1880 Ge- 
ſetz-Samml. S. 169) im Betrage von 1405886 - 50 
4. den verfügbaren Reſtbeſtand der dem Staate N 
verfallenen Kaution für die konzeſſionsmäßige 
Ausführung der Bahn von Löhne nach 
Vienenburg im Betrage vonn. 243179 442 
5 919 842 Mark 5 
1 zuſammen . . . . 1919 842 Mark 40 Pf. 


Für den alsdann noch zu deckenden Reſtbetrag im $ 10 Nr. 1 von höchſtens 
98 844 157 Mark 60 Pf. ſowie zur Deckung der für die im § 10 unter II 
bis VI vorgeſehenen Bauausführungen uſw. erforderlichen Mittel im Betrage von 
46 051 000 Mark find Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. 

An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen 
ausgegeben werden. Der Fälligkeitstermin iſt in den Schatzanweiſungen anzu— 
geben. Die Staatsregierung wird ermächtigt, die Mittel zur Einlöſung dieſer 
Schatzanweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen und von Schuld⸗ 
verſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. Die Schatzan⸗ 
weiſungen können wiederholt ausgegeben werden. 

Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung von fällig 
werdenden Schatzanweiſungen beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staats— 
ſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor dem Fälligkeits⸗ 
termine zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung der neuen Schuldpapiere 
darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem die Verzinſung der einzulöſenden 
Schatzanweiſungen aufhört. 

Wird von den Beteiligten von der ihnen im § 10 unter A Abſ. 4 und 5 
eingeräumten Befugnis, ſtatt der unentgeltlichen Bereitſtellung des Grund und 
Bodens die Zahlung einer Pauſchſumme zu wählen, Gebrauch gemacht, ſo erhöht 
ſich die von der Staatsregierung nach § 10 Nr. 1b für den Bau der betreffenden 
Eiſenbahn zu verwendende Summe ſowie die Geſamtſumme des § 10 um die 
im § 10 unter A Abf. 4 bei den einzelnen Linien angegebenen Beträge beziehungs⸗ 
weiſe um die nach Abſ. 5 von dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten feſtgeſetzten 
Teilbeträge dergeſtalt, daß die von den Beteiligten hiernach zu zahlenden Pauſch— 
ſummen beziehungsweiſe Teilbeträge einer Pauſchſumme den vorſtehenden Deckungs⸗ 
mitteln hinzutreten. 

$ 12. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins— 

fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schatz— 
Geſeh⸗ Samml. 1904. (Nr. 10516.) 25 


„ 


anweiſungen und die Schuldverſchreibungen verausgabt werden ſollen ($$ 2, 6, 7 
und 11), beftimmt, foweit nicht durch den im $ 1 angeführten Vertrag Beſtimmung 
getroffen iſt, der Finanzminiſter. 5 

Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869, betreffend die Konſolidation 
preußiſcher Staatsanleihen (GeſetzSamml. S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 1897, 
betreffend die Tilgung von Staatsſchulden (Geſetz-Samml. S. 43), und des Ge— 
ſetzes vom 3. Mai 1903, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die 
Eiſenbahnverwaltung (Gefeg-Samml. S. 155), zur Anwendung. 


$ 13. 

Die Beſtimmungen im dritten und vierten Abſatze des § 11 und im $12 
finden auch auf die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes bewilligten Kredite An- 
wendung. 

5 § 14. 

Jede Verfügung der Staatsregierung über die im § 1 und im $ 10 
unter Nr. I, III und IV bezeichneten Eiſenbahnen und Eiſenbahnteile durch Ver⸗ 
89 88 bedarf zu ihrer Rechtsgültigkeit der Zuſtimmung beider Häuſer des 

andtags. 

Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf die beweglichen Beſtandteile und 
Zubehörungen dieſer Eiſenbahnen und Eiſenbahnteile und auf die unbeweglichen 
inſoweit nicht, als fie nach der Erklärung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
für den Betrieb der betreffenden Eiſenbahnen entbehrlich ſind. 8 

Ebenſo iſt zur Veräußerung der gemäß § 10 Nr. V 1 für den Staat 
zu erwerbenden Aktien ſowie der daſelbſt bezeichneten Bahn und zu ihrer Ver⸗ 
einigung mit einer anderen Eiſenbahnunternehmung die Genehmigung beider 
Häuſer des Landtags erforderlich. 


Dieſes Geſetz tritt am Tage ſeiner Verkündigung in Kraft. 


Urkundlich unter Anſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben an Bord M. J. „Hohenzollern“ Kiel, den 25. Juni 1904. 


(J. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bülow. Schönſtedt. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. Frhr. v. Hammerſtein. Möller. 
v. Budde. v. Einem. 
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Anlage J. 


Vertrag, 


betreffend 


den Übergang des Breslau-Warſchauer Eiſenbahnunternehmens auf 
30. Juni 


den Staat. Vom 7. Juli 1903. 


Zwischen der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch den Geheimen 
Oberregierungsrat Teßmar als Kommiſſar des Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
und den Geheimen Finanzrat Ottendorff als Kommiſſar des Finanzminiſters 
einerſeits und der Direktion der Breslau⸗Warſchauer Eiſenbahngeſellſchaft 
andererſeits iſt unter dem Vorbehalte der verfaſſungsmäßigen Genehmigung ſowie 
nach erfolgter Zuſtimmung der Generalverſammlung der Aktionäre der vor⸗ 
genannten Eiſenbahngeſellſchaft folgender Vertrag abgeſchloſſen worden. 


f $1. 

Die Breslau⸗Warſchauer Eiſenbahngeſellſchaft tritt an den Preußiſchen 
Staat ihr geſamtes bewegliches und unbewegliches Vermögen mit allen ihr 
zuſtehenden Rechten und obliegenden Verpflichtungen zu vollem Eigentum ab. 
Es gehen daher außer den Bahnanlagen nebſt Zubehör, den Dienſtwohngebäuden 
und Dispoſitionsgrundſtücken, ſämtliche Fonds der Geſellſchaft, die Materialien⸗ 
beſtände, die Betriebsmittel, ſowie alle dem Breslau⸗Warſchauer Eifenbahn- 
unternehmen zustehenden Rechte und Gerechtigkeiten ohne irgend welche Ausnahme 
auf den Preußiſchen Staat über. 
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Der für die Abtretung dieſer Rechte (§ 1) vom Staate zu zahlende 
Kaufpreis beträgt 3 204 000 Mark. 

Außerdem übernimmt der Staat die Prioritätsanleihe ſowie alle ſonſtigen 
Schulden der Breslau-Warſchauer Eiſenbahngeſellſchaft als Selbſtſchuldner. 


83. 
Mit dem 1. des zweiten auf die Perfektion dieſes Vertrags folgenden 
Monats erfolgt die Auflöſung der Breslau⸗Warſchauer Eiſen bahngeſellſchaft. 
Die Liquidation wird für Rechnung des Staates von dem Präſidenten der 
Königlichen Eiſenbahndirektion in Breslau bewirkt. 
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§4. 

Der Staat iſt verpflichtet, vom Tage der Auflöſung der Geſellſchaft an, 
den Inhabern von Aktien der Breslau-Warſchauer Eiſenbahngeſellſchaft gegen 
Abtretung ihrer Rechte, d. h. gegen Einlieferung ihrer Aktien nebſt zugehörigen 
Gewinnanteil- und Erneuerungsſcheinen für das Jahr 1903 und folgende, eine 
Abfindung anzubieten, und zwar: : 

a) für je ſechs Stammaktien zu je 300 Mark: Staatsſchuldverſchreibungen 

der dreiprozentigen konſolidierten Anleihe zum Nennwerte von zweihundert 
Mark mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 1. Januar 1903 ſowie eine 
bare Zuzahlung von 14,33 Mark für jede Aktie; 

b) für je fünf Stammprioritätsaktien zu je 600 Mark: Staatsfchuld- 
verſchreibungen der dreiprozentigen konſolidierten Anleihe zum Nennwerte 
von zweitauſendſiebenhundert Mark mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 
1. Januar 1903 ſowie eine bare Zuzahlung von 18,20 Mark für 
jede Aktie. 

Der Staat wird in Höhe der umgetauſchten Aktien Aktionär der Geſellſchaft 
und übt als ſolcher nach Maßgabe ſeines Beſitzes an Aktien das ſtatutariſche 
Stimmrecht aus. 

Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens 14 Tage vor dem 
Beginne des Umtauſches in den Geſellſchaftsblättern. Dieſelbe iſt ſechsmal in 
Zwiſchenräumen von wenigſtens einem Monate zu wiederholen. Zu dem Um⸗ 
tauſche wird der Staat eine Friſt von einem Jahre bewilligen. 


§ 5. 

Der Staat ift verpflichtet, ein Jahr nach erfolgter Auflöſung der Geſell— 
ſchaft der mit der Liquidation beauftragten Behörde den Kaufpreis für die Ab⸗ 
tretung des Unternehmens (§ 2) unter Anrechnung des auf die umgetauſchten 
Aktien entfallenden Betrags (§ 4) behufs ſtatutenmäßiger Verteilung an die In— 
haber der Aktien zur Verfügung zu ſtellen. 

Gleichzeitig ſind die Inhaber der Aktien durch die Geſellſchaftsblätter auf- 
zufordern, binnen einer Friſt von 3 Monaten ihre Aktien an die Geſellſchaftskaſſe 
gegen Empfangnahme ihres Anteils an dem Kaufpreis abzuliefern. 

Die nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle eingezahlt, 
daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines die 
Aktien für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurteils erfolgen darf. 


§ 6. 

Die Übergabe des Kaufobjekts wird am 1. des zweiten auf die Perfektion 
dieſes Vertrags folgenden Monats bewirkt. Es ſoll jedoch bereits vom 1. Januar 
1903 ab die Verwaltung und der Betrieb des Breslau⸗Warſchauer Eiſenbahn⸗ 
unternehmens für Rechnung des Staates erfolgen, ſo daß alſo die Einkünfte der 
Bahn ſchon von dieſem Tage ab dem Staate zufallen. 


„ Wen 


Die Breslau-Warſchauer Eiſenbahngeſellſchaft, welche in der Zwiſchenzeit 
die Verwaltung im Intereſſe des Staates in der bisherigen Weiſe durch ihre 
Verwaltungsorgane führen läßt, wird ſich folgeweiſe in allen wichtigen An⸗ 
gelegenheiten der vorgängigen Zuſtimmung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
verſichern. 5 

Die Geſellſchaft verpflichtet ſich alsbald nach der Übergabe des Kaufobjekts 
das noch Erforderliche zur Übertragung des Geſellſchaftseigentums an den Staat 
zu veranlaſſen. Behufs der erforderlichen Ubertragung des Grundeigentums auf 
den Staat ſoll derjenige Beamte der Breslau⸗Warſchauer Eiſenbahngeſellſchaft 
zur Abgabe der Auflafjungserklärung beziehungsweiſe zur Eigentumsübertragung 
ermächtigt ſein, welchen in jedem einzelnen Falle der Königliche Eiſenbahnkom— 
miſſar in Breslau benennen wird. 

9 2 

Sofern die für das Betriebsjahr 1902 auf die Stammaktien beziehungs⸗ 
weiſe Stammprioritätsaktien zu zahlende Dividende zur Zeit der Auflöſung der 
Geſellſchaft noch nicht feſtgeſtellt ſein ſollte, wird dieſelbe in bisheriger ſtatut⸗ 
mäßiger Weiſe feſtgeſtellt. Auf die Gewinnanteilſcheine ſpäterer Betriebsjahre 
wird, da die Geſellſchaft inzwiſchen in die Liquidation eingetreten iſt, eine Divi- 
dende nicht mehr gezahlt. 

3 In bezug auf die Verwaltung des Unternehmens bis zum Zeitpunkte des 
Aberganges desſelben auf den Staat verbleibt es bei den Beſtimmungen des 
Statuts. 

Der Auffichtsrat hat das Intereſſe der Breslau⸗Warſchauer Eifenbahn- 
geſellſchaft gegenüber dem Staate, ſoweit es fi) um die Erfüllung dieſes Vertrags 
handelt, wahrzunehmen und gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 

i Bis zur Beendigung der Liquidation der Geſellſchaft wird der Aufſichtsrat 
alljährlich in bisheriger ſtatutmäßiger Weiſe gewählt. 

Die gegenwärtigen Mitglieder des Aufſichtsrats erhalten an Stelle der 
ihnen ſtatutmäßig zuſtehenden Bezüge, welche ihnen zuletzt für das Jahr 1902 
gewährt werden, eine einmalige Geſamtabfindung von 32.000 Mark. 

§ 8. 

Das geſamte Beamten- und Dienſtperſonal der Breslau⸗Warſchauer Eiſen— 
bahngeſellſchaft, mit Ausnahme der zeitigen Mitglieder der Geſellſchaftsdirektion, 
tritt mit dem Übergange des Unternehmens auf den Staat in den Dienſt der 
Königlichen Verwaltung über, welche die mit jenem Perſonal zur Zeit des Über— 
ganges beſtehenden Verträge zu erfüllen hat. 

Die Beamten-Penſions⸗ und Unterſtützungskaſſe der Breslau-Warſchauer 
Eiſenbahn bleibt nach dem betreffenden Reglement beſtehen, inſoweit nicht im 
Einverſtändnis mit der zuſtändigen Kaſſenvertretung eine anderweitige Regelung 
ſtattfindet. 

L Der Staat tritt in alle rückſichtlich der erwähnten Kaſſe ſowie in bezug 
auf die Kranken-, Alters- und Invaliditätsverſicherung der Arbeiter von der 
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Breslau⸗Warſchauer Eiſenbahngeſellſchaft übernommenen Verbindlichkeiten ein. 
Die reglementsmäßigen Rechte der Geſellſchaft werden künftig durch die zur 
Verwaltung der Breslau⸗Warſchauer Eiſenbahn eingeſetzte Königliche Behörde 
ausgeübt. 

Die zeitigen Mitglieder der Direktion erhalten im Falle der Aufgabe der 
ihnen vertragsmäßig zuſtehenden Bezüge bei dem Übergange der Verwaltung des 
Breslau⸗Warſchauer Eiſenbahnunternehmens auf den Staat eine einmalige bare 
Abfindung. Dieſe Abfindung ſoll für ſämtliche Direktionsmitglieder den Betrag 
von 105 000 Mark nicht überſteigen. 

5 Der vorbezeichnete Betrag ermäßigt ſich, fofern ein Abkommen wegen des 
Ubertritts der einzelnen Mitglieder in den Staatseiſenbahndienſt geſchloſſen werden 
ſollte, um die darin zu vereinbarenden Beträge. 


§9. 

Seitens der Königlichen Staatsregierung wird die verfaſſungsmäßige 
Genehmigung ſobald als tunlich herbeigeführt werden. 

Dieſes Abkommen wird hinfällig, wenn dieſe Genehmigung nicht bis zum 
1. Juli 1904 erlangt worden iſt. 

$ 10. 

Die Beſtimmungen dieſes Vertrags ſollen nach deffen Perfektion für die 
Breslau⸗Warſchauer Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Beſtimmungen 
haben, ſo daß alſo dieſer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchaftsſtatut anzu⸗ 
ſehen iſt. 

$ 11. 

Die Koften dieſes Vertrags einfchließlic der nach Maßgabe der geſetzlichen 

Beſtimmungen zu entrichtenden Stempelſteuer übernimmt der Preußiſche Staat. 


Berlin, den 30. Juni 1903. 


Teßmar, Ottendorff, 
Geheimer Ober, Regierungsrat. Geheimer Finanzrat. 


Ols, den 7. Juli 1903. 


Direktion der Breslau⸗Warſchauer Eiſenbahngeſellſchaft. 
Fiſcher. Dr. Wieczorek. 


Anerkannt zum gerichtlichen Protokolle de dato Os, den 14. Juli 1903. 
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Anlage II. 


Vertrag 
über 


den Übergang der Privatanſchlußbahn vom Bahnhofe Senftenberg nach 
Meuro-Weiche auf den Preußiſchen Staat. Vom 4. Februar 1904. 


Zwischen dem Königlich Preußiſchen Staate, vertreten durch die Königliche 
Eiſenbahndirektion zu Halle a. Saale, und der Geſellſchaft Meuro⸗Stolln bei 
Senftenberg, Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, vertreten durch ihren zur 
alleinigen Vertretung berechtigten Geſchäftsführer Hugo Behrens zu Berlin, iſt 
unter Vorbehalt der verfaſſungsmäßigen Genehmigung folgender Vertrag ab: 
geſchloſſen worden. 

§ 1. 


Die Geſellſchaft m. b. H. Meuro⸗Stolln tritt an den Preußiſchen Staat 
die zur Verbindung ihres Werkes mit dem Bahnhofe Senftenberg erbaute, in 
ihrem Eigentume befindliche, auf dem anliegenden Lageplane dargeſtellte Privat⸗ 
anſchlußbahn — Grubenbahn — von der bei km 2,613 der letzteren belegenen 
Meuro⸗Weiche an bis zum Bahnhofe Senftenberg zu vollem Eigentum ab. 

Die Eigentumsgrenzen ſollen 4 Wochen nach Vollziehung dieſes Vertrags 
durch Angeſtellte der beiden Vertragſchließenden feſtgeſtellt und zur Vermeidung 
einer Verdunkelung durch Grenzpfähle markiert werden. N 

Verkäuferin wird alles in ihren Händen befindliche Kartenmaterial zu dieſem 
Zwecke zur Verfügung ſtellen. 
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Auf den Preußiſchen Staat geht über: 2 

Der Bahnkörper mit Böſchungen und Seitengräben, die Grundſtücke, 
welche dauernd unmittelbar oder mittelbar dem Bahnunternehmen auf der hier: 
mit verkauften Strecke gewidmet und im Grundbuche von Senftenberg als 
Eigentum der Geſellſchaft Meuro⸗Stolln eingetragen find, einſchließlich des bei 
etwa 01s beginnenden und bis etwa 2,24 laufenden Parallelwegs, und das Ge- 
ſtänge der Fernſprechleitung. Die beiden am Geſtänge befindlichen, im Eigentume 
der Verkäuferin ſtehenden Leitungen verbleiben dieſer. Sie dürfen ohne ihren 
Willen nicht entfernt werden und die fernere Benutzung geſchieht unentgeltlich. 


8 
Auf den Staat geht ferner über das von 0,502 bis 1,013 befindliche, im Jahre 
1900 in Betrieb genommene Übergabegleiſe mit beiden Weichen. In den Kauf: 
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preis einbegriffen ift jedoch nur ein Betrag für eine Weiche. Als Entgelt für 
die zweite Weiche verpflichtet ſich Käufer an Stelle der für den zukünftigen Betrieb 
unbrauchbaren Meuroweiche bei 2,613, die auch in Zukunft als Anſchlußweiche 
nach dem Meuro⸗Stolln dient, koſtenlos eine neue Weiche als Eigentum des 
Meurowerkes einzubauen. 

$ 4. 

Die Geſellſchaft Meuro-Stolln verkauft endlich zugleich mit der Gruben— 
bahn und dem Ubergabegleiſe (ſ. $$ 1 bis 3) die im Jahre 1900 von ihr be— 
ſchafften zwei Lokomotiven mit ſämtlichen vorhandenen Zubehörſtücken und 
Erſatzteilen. 

SER 


Als Kaufpreis für die Abtretung zahlt der Staat an die Geſellſchaft 
Meuro⸗Stolln die Summe von 106 000, geſchrieben: „Einhundertundſechstauſend 
Mark /. 

§ 6. 


Die Übergabe des geſamten Kaufgegenſtandes ſoll zu einem Vierteljahrs⸗ 
erſten erfolgen und ſoll der Geſellſchaft Meuro-Stolln der Tag der Übergabe 
drei Monate vorher bekannt gemacht werden. 

Vom Tage der Übergabe übernimmt die Eiſenbahnverwaltung die Bedienung 
der Anſchlußſtrecke Meuroweiche bis Bahnhof Meurowerk auf Grund des ſpäter 
nach Maßgabe der allgemeinen Anſchlußbedingungen abzuſchließenden Anſchluß⸗ 
vertrags. 

§ 7. 


Die Geſellſchaft Meuro⸗Stolln verpflichtet ſich zur hypotheken⸗ und laſten⸗ 
freien Auflaſſung der ſämtlichen zu der im vorſtehenden näher bezeichneten, hiermit 
verkauften Grubenbahn einſchließlich des Ubergabegleiſes und Parallelwegs ge— 
hörigen Grundſtücke an den Preußiſchen Staat nach erfolgter Freiſtellung von 
allen Laſten. 

Ein im Grundbuche von Senftenberg Band XII Blatt 548 auf Nr. 1 
— Acker vom Stammgute Nr. 113 — zu Gunſten der Erben des Fleiſchermeiſters 
Johann Georg During eingetragenes Wiederkaufsrecht bleibt beſtehen. 


$ 8. | 
Die Koſten der Beſchaffung der kataſteramtlichen Auflaſſungsunterlagen, 
der gerichtlichen Auflaſſung, Abſchreibung und grundbuchamtlichen Eintragung 
der erkauften Grundſtücke trägt der Käufer. 
Die Koſten einer etwa noch erforderlich werdenden Entpfändung übernimmt 
der Verkäufer. 
§ 9. 
N Die Zahlung des Kaufpreiſes erfolgt zu drei Vierteln ſofort nach geſchehener 
Übergabe. 
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$ 10. 

Seitens der Königlich Preußiſchen Staatsregierung wird die verfaſſungs⸗ 

mäßige Genehmigung ſobald als tunlich herbeigeführt werden. 
$ 11. 

Mit der Zahlung des im § 5 vereinbarten Kaufpreiſes erklärt ſich Ver- 
käufer für alle Anſprüche aus dem Eigentume der abgetretenen Bahnſtrecke und 
aller übrigen durch dieſen Vertrag verkauften beweglichen und unbeweglichen Ver⸗ 
mögensſtücke für völlig abgefunden und befriedigt. 


12. 


Halle a. S., den 4. Februar 1904. 


Königliche Eiſenbahndirektion. 
(JL. S.) Otto Lentze. 


Meuro-Stolln bei Senftenberg. Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung. 
Hugo Behrens. 


Anerkannt zum Protokolle de dato Halle, den 4. Februar 1904. 
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Anlage III. 


Vertrag 
über 


den Übergang der Pribatanſchlußbahn von Meuro-Weiche bis Bahnhof 
Iſchipkau auf den Preußiſchen Staat. Vom 13. Juli 1903. 


Ju dem Königlich Preußiſchen Staate, vertreten durch die Königliche Eiſen⸗ 
bahndirektion zu Halle a. Saale, und der Aktiengeſellſchaft Niederlauſitzer Kohlen⸗ 
werke zu Berlin, vertreten durch ihren zur alleinigen Vertretung berechtigten 
Generaldirektor Falk zu Berlin, iſt unter Vorbehalt der verfaſſungsmäßigen Ge— 
nehmigung folgender Vertrag abgeſchloſſen worden. 


ST. 

Die Aktiengeſellſchaft Niederlauſitzer Kohlenwerke tritt an den Preußiſchen 
Staat die zur Verbindung ihrer bei Zſchipkau gelegenen Kohlengruben mit dem 
Bahnhofe Senftenberg erbaute, in ihrem Eigentume befindliche — auf dem an⸗ 
liegenden Lageplane dargeſtellte — Privatanſchlußbahn von der Meuro-Meiche an 
bis vor Bahnhof Zſchipkau etwa bis zu km 4,380 in der durch Grenzpfähle ge⸗ 
kennzeichneten Lage zu vollem Eigentum ab. 

Es geht alſo auf den Preußiſchen Staat über: der Bahnkörper mit 
Böſchungen und Seitengräben, die Grundſtücke, welche dauernd unmittelbar oder 
mittelbar dem Bahnunternehmen auf der hiermit verkauften Strecke gewidmet und 
im Grundbuche von Senftenberg eingetragen ſind, insbeſondere die Waldſchutz⸗ 
ſtreifen und Dispoſitionsgrundſtücke, endlich die Anſchlußweiche in km 2,513 und 
das Geſtänge der Telephonleitung. Die Drähte der letzteren bleiben im Eigentume 
der Verkäuferin. 5 

Ausgeſchloſſen vom Erwerbe bleibt ausdrücklich der ſüdlich der Bahnſtrecke 
belegene Schutzſtreifen, etwa von km 4½ bis 370, da derſelbe zur Anlage der 
Ubergabegleiſe beſtimmt iſt. 

i § 2. 


Als Kaufpreis für die Abtretung zahlt der Staat an die Aktiengeſellſchaft 
Niederlauſitzer Kohlenwerke die Summe von 15 000 Mark, geſchrieben: „fünf 
zehntauſend Mark“ pro Kilometer Streckenlänge. 

Die endgültige Feſtſtellung der Länge durch tachmeſſung und die Wieder- 
herſtellung etwa verdunkelter Grenzen erfolgt durch den Käufer unter Zuziehung 
eines Vertreters der Aktiengeſellſchaft. 


meer 
$3. 

Die Aktiengeſellſchaft verpflichtet fich zur hypotheken⸗ und laſtenfreien Auf⸗ 
laſſung der ſämtlichen zu der im § 1 bezeichneten hiermit verkauften Anſchlußbahn 
gehörigen Grundſtücke an den Preußiſchen Staat nach erfolgter Freiſtellung von 
allen Laſten und zur Eintragung einer Vormerkung zur Erhaltung dieſes Auf⸗ 
laſſungsrechts. 

Verkäuferin bewilligt und beantragt ausdrücklich die Eintragung dieſer 
Vormerkung. Letztere erfolgt ſofort, nachdem die Eiſenbahnverwaltung Mitteilung 
von der Bewilligung der Mittel an die Verkäuferin hat ergehen lafjen. - 


SA, 

Die Koften der Beſchaffung der kataſteramtlichen Auflaſſungsunterlagen, 
der gerichtlichen Auflaſſung, Abſchreibung und grundbuchlichen Eintragung der 
erkauften Grundſtücke trägt der Käufer. 

Die Koſten der erforderlichen Entpfändungen übernimmt die Aktien⸗ 
geſellſchaft. 
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(Abgeändert durch Nachtrag vom 9. März 1904.) 

Zur Verbindung der zu erwerbenden Anſchlußbahn mit dem Bahnhofe 
Senftenberg beabſichtigt die Eiſenbahnverwaltung den Bau einer Nebenbahn von 
Meuro⸗Weiche bis Senftenberg. Durch dieſe in Ausficht genommene Bahn ſoll 
eine durchgehende Verbindung zwiſchen Zſchipkau und Senftenberg hergeſtellt 
werden. 

Die Übergabe der zu veräußernden Bahnſtrecke hat ſofort nach Fertig⸗ 
ſtellung der Neubauſtrecke Senftenberg-Meuro-Weiche zu erfolgen. Eine Unter⸗ 
brechung der Wagenzuſtellung und des Betriebs der Niederlauſitzer Kohlenwerke 
darf weder durch den Bau der neuen Bahn noch durch die Übergabe der zu 
veräußernden Anſchlußbahn erfolgen. 


So 
2 Die Zahlung des Kaufpreiſes erfolgt zu drei Viertel ſofort nach geſchehener 
Ubergabe. 5 
Das letzte Viertel wird vom Tage der Übergabe mit 4 Prozent verzinſt 
und gelangt innerhalb 14 Tagen nach Eingang der amtsgerichtlichen Benach⸗ 
richtigung von der auf Grund der Auflaſſung bewirkten pfand. und laſtenfreien 
Eintragung des Preußiſchen Staates als Eigentümers der ſaͤmtlichen zur Anſchluß⸗ 
bahn gehörigen Grundſtücke zur Zahlung. 
ER 
Die Verkäuferin legt Wert auf die Beibehaltung der heute zur Anmeemibueng; 
gelangenden Abfertigung mit dem Stempel Senftenberg; eine Anderung Hain 
ſoll nicht eintreten, vielmehr ſollen auf Koſten der Verkäuferin die erfewdeulichen 
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Ubergabegleife etwa von km 4,35 bis 3, vor Bahnhof Zſchipkau nach Maßgabe 
des noch aufzuſtellenden Entwurfs der Direktion Halle errichtet werden. 

Die näheren Feſtſetzungen wird der auf Grund der allgemeinen Anſchluß⸗ 
bedingungen abzuſchließende Vertrag treffen. Solange nicht ſeitens der Verkäuferin 
eine Anderung der Abfertigung beantragt wird, iſt die Staatseiſenbahn ver⸗ 
pflichtet, die Abfertigung der über Senftenberg zu befördernden Sendungen in 
Senftenberg vorzunehmen. 

§8. 

Seitens der Königlich Preußiſchen Staatsregierung wird die verfaſſungs⸗ 

mäßige Genehmigung ſobald als tunlich herbeigeführt werden. 


So) 
Mit der Zahlung des im $2 vereinbarten Kaufpreiſes erklärt ſich Ver⸗ 
käuferin für alle Anſprüche aus dem Eigentume der abgetretenen Bahnſtrecke 
abgefunden und befriedigt. 


$ 10. 
Die Stempelkoſten dieſes Vertrags werden nach Maßgabe der geſetzlichen 
Beſtimmungen getragen. 


§11. 


An dieſen Vertrag erachtet ſich die Verkäuferin nur bis zum 31. Dezember 
1904 gebunden. 


Halle a. Saale, den 13. Juli 1903. 
Königliche Eiſenbahndirektion. 
(L. S.) Scheringer. 
Berlin, den 13. Juli 1903. 


Niederlauſitzer Kohlenwerke. 
Falk. 


Anerkannt zum Protokolle de dato Halle a. Saale, den 13. Juli 1903 und 
de dato Berlin, den 28. September 1903. 


„ 


Nachtrag vom 9. März 90 


zu 


vorſtehendem Vertrage vom 13. Juli 1903. 


Zwiſchen dem Königlich Preußiſchen Staate, vertreten durch die Königliche 
Eiſenbahndirektion zu Halle a. Saale und der Aktiengeſellſchaft Niederlauſitzer Kohlen⸗ 
werke zu Berlin, vertreten durch ihren Generaldirektor Falk zu Berlin, iſt heute 
folgender Nachtragsvertrag zum Vertrage vom 13. Juli 1903 vereinbart worden: 


Einziger Paragraph. 

Der § 5 des eingangs genannten Vertrags wird aufgehoben und durch 
folgende Faſſung erſetzt: 

Die Übergabe des geſamten Kaufgegenſtandes ſoll zu einem Vierteljahres⸗ 
erſten erfolgen und ſoll der Geſellſchaft Niederlauſitzer Kohlenwerke der Tag der 
Übergabe drei Monate vorher bekannt gemacht werden. 

Vom Tage der Übergabe übernimmt die Eiſenbahnverwaltung die Be⸗ 
dienung der Anſchlußſtrecke Ubergabegleiſe Zſchipkau bis Senftenberg auf Grund 
des ſpäter nach Maßgabe der allgemeinen Anſchlußbedingungen abzuſchließenden 
Anſchlußvertrags. 


Halle a. Saale, den 9. März 1904. 


Königliche Eiſenbahndirektion. 
(L. S.) Lentze. 


Niederlausitzer Kohlenwerke. 
Falk. 


Anerkannt zum Protokolle de dato Halle a. Saale, den 9. März 1904. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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